
auseinandergesetzt, inwieweit die Anwendung terroristischer 
Gewalt mit den Zielen und Prinzipien der Vereinten Na­
tionen vereinbar sein könnte. Er kam dabei zu einer eigen­
ständigen Auslegung der einschlägigen Bestimmungen der 
Satzung. Er wollte solche Gewaltanwendung nur im Falle 
von Selbstverteidigung in Ausübung eines Widerstandsrech­
tes zulassen. Er sah aber als Selbstverteidigung nicht jede 
Gewaltmaßnahme zur Durchsetzung von Rechten an, sondern 
nur Maßnahmen, die direkt gegen die Urheber des staat­
lichen Unrechts selbst, nicht aber gegen Unbeteiligte, ge­
richtet seien. Diese Auslegung des Verwaltungsgerichtshofs 
ist wesentlich enger als diejenige, die sich der Praxis der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen entnehmen 
läßt 3 0 . Dennoch stimmt die Auslegung des Verwaltungsge­
richtshofes besser mit den wohlverstandenen Zielen und 
Grundsätzen der Vereinten Nationen überein 3 1. 
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Die Befreiungsbewegungen in den Vereinten Nationen . 
PROFESSOR DR. CHRISTIAN TOMUSCHAT 

III . Die Rechtmäßigkeit der VN-Praxis 
Versucht man, die Rechtmäßigkeit der geschilderten Praxis 
mit ihrem soeben definierten rechtlichen Bedeutungsgehalt zu 
würdigen, so muß man sich zunächst der Unterschiede der 
Rechtslage in bezug auf die einzelnen hier in Betracht kom­
menden Gebiete vergegenwärtigen. 
1. Im Hinblick auf Namibia gibt es keine andere Möglichkeit, 
als vom Gutachten des Internationalen Gerichtshofs (IGH) 
vom 21. Juni 1971100 auszugehen101. Wenn danach die Präsenz 
der Republik Südafrika in Namibia illegal ist und die Mi t ­
gliedstaaten der Weltorganisation gehalten sind, das Handeln 
der VN-Organe zu unterstützen 1 0 2, so ist nicht zu ersehen, daß 
die bloße Anerkennung von SWAPO und ihre Heranziehung 
zur Arbeit der VN in irgendeiner Weise in die Hoheitsrechte 
der Republik Südafrika eingreifen oder sonst zwingendes 
Völkerrecht verletzen könnte. 

2. Was Süd-Rhodesien angeht, so wird von der ganz über­
wiegenden Mehrheit der Staaten als Gebietsherr immer noch 
Großbritannien betrachtet. Zunächst kommt es also darauf 
an, ob Großbritannien sich hinter die Erklärungen über die 
Verleihung des Beobachter-Status an die Freiheitsbewegun­
gen aus >Zimbabwe< gestellt hat. Der Verf. vermag diese 
Frage nicht mit Sicherheit zu beantworten. Immerhin kann 
festgestellt werden, daß Großbritannien beispielsweise in der 
Abstimmung über die letzte Süd-Rhodesien-Resolution der 
GV vom 12. Dezember 1973103 ein negatives Votum abgegeben 
hat. 

3. Völlig eindeutig läßt sich im Hinblick auf die portugiesi­
schen Gebiete in Afrika sagen, daß Portugal niemals seine 
Zustimmung zu einer irgendwie gearteten rechtlichen Legi­
timierung der Befreiungsbewegungen gegeben hat. Der Ein­
fachheit halber soll daher im folgenden nur noch von den 
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Befreiungsbewegungen dieser Gebiete die Rede sein, weil 
insoweit die Probleme ihre schärfste Zuspitzung erhalten. 
a) Zunächst ist die Völkerrechtsmäßigkeit der von den V N -
Organen zugunsten der Befreiungsbewegungen getroffenen 
Entscheidungen an Art. 2 Abs. 7 der VN-Charta zu messen, 
wobei hier — mit der überwiegenden Meinung 1 0 4 — davon 
ausgegangen wird, daß eine >Intervention< im Sinne dieser 
Vorschrift nicht allein in der Androhung oder Anwendung 
von Zwangsmaßnahmen gesehen werden kann 1 0 5. Andernfalls 
nämlich würde Art. 2 Abs. 7, der nach seiner systematischen 
Stellung in der Charta dem Handeln aller VN-Organe sach­
liche Schranken setzen soll, im Hinblick auf die GV jeglicher 
Bedeutung entbehren; auch die große Mehrzahl der Debatten, 
die gerade dort über Sinn und Tragweite der Vorschrift ge­
führt worden sind1 0 6, wären angesichts einer derart restrik­
tiven Deutung kaum verständlich 1 0 7. 

aa) Bei einer historischen Analyse der verschiedenen Etappen 
auf dem Wege zur heutigen Rechtslage würde man zu dem 
Ergebnis gelangen können, daß die Ansätze für die inzwi­
schen eingetretene Entwicklung in der sehr großzügigen Peti­
tionspraxis des 24er-Ausschusses der GV liegen108. In den 
Präambeln der GV-Resolutionen der 26. Sitzungsperiode aus 
dem Jahre 1971 über die in Rede stehenden Gebiete wird bei­
spielsweise noch in ein und demselben Absatz109 oder in un­
mittelbarem örtlichen Zusammenhang110 darauf hingewiesen, 
daß man Petenten angehört und Vertretern der Befreiungs­
bewegungen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben habe. 
Würde man in der Tat die Mitwirkung der Befreiungsbewe­
gungen auf der bloßen Ebene der Petition anzusiedeln haben, 
so wären rechtliche Bedenken wohl kaum zu erheben. Die 
ursprüngliche Auseinandersetzung über die Frage, ob allein 
schon die Anhörung einer Person aus einem Gebiet ohne 
Selbstregierung wegen des sich aus Art. 87 (b) ergebenden 
Gegenschlusses einen Verstoß gegen Art. 2 Abs. 7 darstelle111, 
Jst seit längerem verstummt1 1 2. Aber mit einer solchen Klassi­
fizierung würde man, wie dargelegt, der Rechtsqualität, 
welche die VN selbst der Mitwirkung der Befreiungsbewe­
gungen beilegen, nicht gerecht werden, zumal wenn man sich 
gleichzeitig die Entscheidung der GV, eine Vertretung auch 
der afrikanischen Gebiete Portugals durch die portugiesische 
GV-Delegation nicht hinzunehmen, vor Augen hält. Bewußt 
hat die GV durch diese Entscheidung ein Vakuum erzeugt, 
das nun zumindest partiell von den Befreiungsbewegungen 
ausgefüllt werden soll. Die Legitimationsbasis für die Verlei­
hung des Beobachter-Status bildet die förmliche Anerkennung 
der Befreiungsbewegungen als politische Sprecher ihrer Hei­
matländer; für die organisatorische Einbeziehung eines bloßen 
Petenten in die Arbeit der VN würde es hingegen keine innere 
Rechtfertigung geben. 
bb) Keinem Zweifel unterliegt es, daß jedes Staatswesen in 
alleiniger Zuständigkeit darüber befindet, wie und durch 
welche Organe es nach außen im Völkerrechtsverkehr vertre­
ten wird. Jedem Versuch, einen Teil seines Staatsgebietes zum 
selbständigen, sei es auch nur teilrechtsfähigen, Völkerrechts­
subjekt zu erheben und damit vom Muttergemeinwesen ab­
zuspalten, kann es als Eingriff in seine inneren Angelegen­
heiten entgegentreten. Als eines der ersten Auslegungspro­
bleme im Zusammenhang mit Art. 2 Abs. 7 tauchte in der 
Praxis der VN die Frage auf, ob der WSR berechtigt sei, Kon­
ferenzen von Vertretern der Gebiete ohne Selbstregierung 
einzuberufen; der Vorschlag scheiterte damals, weil vor allem 
die Verwaltungsmächte mit Erfolg den Standpunkt verfochten, 
daß der WSR keine unmittelbaren Beziehungen zu jenen 
Gebieten unterhalten dürfe 1 1 ' . Freilich können sich die VN 
genötigt sehen, eigenständig zu beurteilen, welche von zwei 
konkurrierenden Regierungen als die zur Vertretung eines 
Mitgliedstaates berechtigte anzusehen ist. Zu Recht hat der 
Generalsekretär insoweit bereits im Jahre 1950 die Rechtslage 
dahin präzisiert, daß allein die Effektivität, nicht aber die 

Legitimität den Ausschlag gebe114 wobei man im Falle 
Chinas diesem Grundsatz freilich erst im Jahre 1971 Rechnung 
getragen hat1 1 5. Von den Befreiungsbewegungen in Afrika 
südlich des Äquators übt keine die tatsächliche Gebietsherr­
schaft aus, so daß nicht die Möglichkeit besteht, sie als die 
effektive Regierung des Herkunftslandes anzusehen, in dessen 
Namen sie auftreten. 

cc) Wie dargelegt, handelt es sich einstweilen aber auch noch 
nicht um eine echte Vertretung im Rechtssinne, welche die 
Grundlage für die Vornahme völkerrechtlicher Rechtsgeschäf­
te abgeben könnte. Die Befreiungsbewegungen werden — mit 
Ausnahme von Guinea (Bissau) — weder als Regierungen 
unabhängiger Staaten betrachtet, noch gesteht man ihnen die 
Befugnis zu, den durch Portugal begründeten mitgliedschaft­
lichen Status von Angola und Mocambique innerhalb des V N -
Systems gleichsam als Teilregierung anstelle der portugiesi­
schen Zentralregierung wahrzunehmen. Vielmehr haben sie 
eine Position inne, die sich auf halbem Wege zwischen dem 
Petenten und der echten Exilregierung befindet. Reduziert 
man die Dinge auf das Wesentliche, so haben die VN durch 
die Anerkennung eines legitimierten Sprechers einen Verfah­
rensweg institutionalisiert, über den die Wünsche der be­
troffenen Völker unmittelbar an sie herangetragen werden 
können. Zu ähnlichen Kontaktaufnahmen mit Repräsentanten 
von Gebieten ohne Selbstregierung war es zuvor schon wie­
derholt gekommen, wenngleich nicht in derselben verfestigten 
Form. Um nur einige Beispiele zu nennen: Während der 
16. Sitzungsperiode der GV gab die von einigen Mitgliedstaa­
ten beantragte Anhörung einer Delegation aus Oman Anlaß zu 
kontroversen Debatten im Politischen Sonderausschuß, wobei 
in der Schlußabstimmung einer Mehrheit von 40 Staaten für 
die Anhörung eine Minderheit von 26 Staaten entgegenstand, 
während nicht weniger als 23 Enthaltungen gezählt wurden. 
Sehr schnell nahm in den folgenden Jahren der Widerstand 
ab, so daß der Vierte Ausschuß während der 18. und der 20. 
Sitzungsperiode ohne förmliche Abstimmung zu der beantrag­
ten Anhörung schreiten konnte, nachdem Widerspruch allein 
von Großbritannien erhoben worden war 1 1 6. Und während 
ebenfalls im Jahre 1961 während der 16. Sitzungsperiode 
Großbritannien energisch, doch im Ergebnis erfolglos einem 
Antrag entgegentrat, dem Premierminister von Britisch-
Guaiana — das Land stand damals noch unter britischer 
Oberhoheit — das Wort zu erteilen1 1 7, verzichtete es in den 
folgenden Jahren, als die Frage der Unabhängigkeit von 
Britisch-Guaiana im Dekolonisierungs-Ausschuß behandelt 
wurde, auf jeden Widerstand118. 

Eine entscheidende Etappe der Rechtsentwicklung muß 
schließlich in der Verabschiedung der declaration on Princip­
les of International Law concerning Friendly Relations and 
Co-operation among States in accordance with the Charter of 
the UN< 1 1 9 gesehen werden. Dort wird im Rahmen des 5. Prin­
zips (Selbstbestimmungsrecht) ausdrücklich festgestellt (Abs. 
6), daß das Territorium einer Kolonie oder eines anderen Ge­
bietes ohne Selbstregierung nach der VN-Charta einen »vom 
Territorium des verwaltenden Staates gesonderten und ver­
schiedenen Status« besitzt. Von dieser Prämisse aus — die Er­
klärung ist bekanntlich ohne Gegenstimme einmütig ange­
nommen worden und verkörpert damit einen breiten, aller­
dings nicht in die Stipulationsform überführten Konsens aller 
Staaten der Welt 1 2 0 — läßt sich eine ganze Reihe rechtlicher 
Folgerungen ziehen. Zunächst einmal wird durch die Gleich­
stellung der Gebiete ohne Selbstregierung und der Treuhand­
gebiete der an sich in der VN-Charta angelegte Unterschied 
zwischen ihnen aufgehoben und damit der einseitigen und 
definitiven Inkorporation eines Gebietes ohne Selbstregierung 
in den Verwaltungsstaat ein Sperriegel vorgeschoben. Damit 
aber ist der Bedeutungsgehalt jener Feststellung noch nicht 
ausgeschöpft. Auf die allgemeinste Formel gebracht, besagt sie 
nämlich nichts anderes, als daß eine partielle Völkerrechts­
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unmittelbarkeit der Gebiete ohne Selbstregierung begründet 
werden sollte. Trifft das zu, dann ist auch weiter zu schließen, 
daß diese Gebiete die Möglichkeit haben müssen, selbstverant­
wortlich und eigenständig die aus der Völkerrechtsunmittel-
barkeit fließenden Rechte wahrzunehmen, sind diese doch 
gerade gegen die Verwaltungsmacht gerichtet und können 
daher von ihr nicht wohl ausgeübt werden, es sei denn, man 
wollte die Statusverleihung im nächsten Atemzuge wieder 
zurücknehmen. Wenn also die Verselbständigung der Gebiete 
ohne Selbstregierung einen echten, mit inhaltlichen Konse­
quenzen verbundenen Sinn haben soll, so muß ihnen — ge­
nauer: ihrer Bevölkerung — das Recht zugestanden werden, 
aus sich heraus einen Willen zu bilden und diesen auf der 
völkerrechtlichen Ebene bei den Instanzen geltend zu machen, 
welche sich der Sache der Dekolonisierung angenommen ha­
ben1 2 1. Der sachlichen Tragweite nach bleibt die völkerrecht­
liche Unmittelbarkeit nach dem sie tragenden Konsens freilich 
beschränkt auf das Ziel, auf das sie ausgerichtet ist, nämlich 
die Selbstregierung vorzubereiten. Sie ändert nichts daran, 
daß nach wie vor Portugal der Gebietssouverän ist, der die 
allgemeine völkerrechtliche Vertretungsmacht besitzt. Diese 
Handlungsmacht leugnen, wie es offenbar neuerdings die GV 
zu tun bestrebt ist, würde im übrigen auch zwangsläufig be­
deuten, daß die betroffenen Gebiete und Völker zumindest 
für eine Übergangszeit in ein rechtliches Vakuum hineinge­
stoßen würden. Nicht nur sie selbst könnten Schaden erleiden, 
weil ihnen ein Großteil der aus der Teilnahme am Völker­
rechtsverkehr resultierenden Vergünstigungen versagt bleiben 
müßte, auch die Belange der Völkergemeinschaft als solcher 
würden beeinträchtigt, weil bestimmte Aufgaben mit welt­
weiten Dimensionen sich nicht mehr in zweckmäßiger Weise 
erfüllen ließen 1 2 2. Lange Jahre hat die Weltorganisation durch 
die fehlende Mitarbeit der Volksrepublik China und der DDR 
gelitten. Sie sollte mithin davor gewarnt sein, erneut weite 
Lücken in ihrem territorialen Wirkungsbereich aufzureißen. 

b) Da vor allem im Hinblick auf die zu Lasten von Portugal 
getroffenen negativen Entscheidungen ein unaufgeklärter 
Rest von Zweifel übrig bleibt, gehört zur Vollständigkeit des 
Gedankenganges noch die Prüfung, ob nicht die Strategie der 
GV jedenfalls als Sanktion auf ein völkerrechtswidriges Ver­
halten Portugals gerechtfertigt ist. Es sei im folgenden unter­
stellt, daß sich aus Art. 73 der VN-Charta in seiner Konkreti­
sierung und Weiterentwicklung durch die Resolution 1514 
(XV) ein Dekolonisierungsgebot ergibt 1 2 3. Ferner soll ange­
nommen werden, daß Portugal dieses Dekolonisierungsgebot 
verletzt hat, da es die überseeischen Gebiete zu integralen 
Bestandteilen eines lusitanischen Reiches erklärt hat und 
nicht beabsichtigt, den Bewohnern dieser Gebiete die Gele­
genheit zu geben, selbst eine freie Entscheidung über ihre 
staatliche Zukunft zu treffen. Von diesen Prämissen aus stößt 
man auf die Frage, welche Sanktionsmöglichkeiten die Welt­
organisation gegenüber vertragswidrig handelnden Mitglied­
staaten besitzt. 
Die Verfasser der VN-Charta haben die Eventualität von Ver­
tragsverletzungen nicht übersehen und ihr eine Reihe von 
Vorschriften gewidmet. Nach Art. 19 verliert ein Mitglied, 
welches mit der Zahlung seiner Beiträge in Rückstand gerät, 
sein Stimmrecht in der GV. Auf Grund des Kapitels V I I ist 
der SR ermächtigt, gegen eine Bedrohung oder einen Bruch 
des Friedens oder eine Angriffshandlung notfalls auch mit 
Waffengewalt vorzugehen. Möglich schließlich sind nach Art. 
5 und 6 Suspendierung der Mitgliedschaftsrechte und Aus­
schluß aus der Weltorganisation durch Beschluß der GV auf 
Empfehlung des SR. Andere Sanktionsmechanismen enthält 
die VN-Charta nicht, und diejenigen, welche sie vorsieht, sind 
als abschließender Katalog von Maßnahmen zu verstehen, der 
nicht je nach dem Belieben des sanktionswilligen Organs er­
weitert werden kann 1 2 4. Nicht umsonst sind Suspendierung 
und Ausschluß in den Art. 5 und 6 mit sorgsam festgelegten 

verfahrensmäßigen Kautelen umgeben worden, deren Kern­
element die Mitwirkung des SR bildet — an der es hier jeden­
falls fehlt. 
c) Schwierig wäre es auch, bei einem angenommenen (ur­
sprünglichen) Mangel an tragfähiger rechtlicher Fundierung 
für die den Befreiungsbewegungen zu Lasten von Portugal 
eingeräumten Rechte die Lösung in einer späteren Heilung zu 
suchen, die sich auf Grund allgemeinen Konsenses in fließender 
Anpassung des Rechts an die vorangegangene tatsächliche 
Entwicklung vollzogen haben könnte 1 2 5 . Denn abgesehen von 
allen übrigen zu fordernden Voraussetzungen fehlt es unüber­
sehbar schon an dem auf jeden Fall notwendigen Konsens: 
es handelt sich um eine einseitig von der GV vorangetriebene 
Entwicklung, welcher der Sicherheitsrat bisher noch höchst 
distanziert gegenübersteht. 
d) Letzten Endes darf man aber nicht die Augen vor der Tat­
sache verschließen, daß die mangelnde Klarheit über den 
exakten Verlauf der Grenzlinie zwischen den Jurisdiktions­
bereichen der Weltorganisation und ihrer Mitgliedstaaten 
geradezu ein Wesensmerkmal der Rechtsordnung der VN aus­
macht. Es handelt sich nicht um einen Einzelfall, sondern um 
eine Regelerscheinung. Deswegen wird man mit der schabioni­
sierten Anwendung des scharf alternativischen Maßstabes: 
rechtmäßig oder rechtswidrig, den Dingen nicht unbedingt 
gerecht. Dies vor allem auch aus dem Grunde, weil es nieman­
den gibt, der berufen wäre, mit verbindlicher Wirkung das 
Recht festzustellen. Streitigkeiten über den mitgliedschaft­
lichen Status müssen mit politischen Mitteln und Einflußmög­
lichkeiten ausgetragen werden, wobei der Hinweis auf die 
Rechtslage nur ein Argument unter einer Vielzahl möglicher 
Momente der Einflußnahme darstellt. Anders als in den euro­
päischen Gemeinschaften, die nach dem westlichen Ideal der 
Justizstaatlichkeit konstruiert sind, gibt es in den VN keinen 
Gerichtsschutz des Staates gegen Machtmißbräuche der Orga­
nisation1 2 6. 

Gleichzeitig bietet diese mangelnde justizstaatliche Absiche­
rung dem VN-System auch Chancen zu flexibler Fortentwick­
lung und Anpassung, die einem auf den richterlichen Entschei­
dungsakt ausgerichteten Rechtssystem nicht selten verloren 
gehen und derer das Völkerrecht im Grunde um so dringen­
der bedarf, als es wegen der überragenden Bedeutung des 
Konsensprinzips immer in der Gefahr steht, zum Stillstand 
zu kommen und damit zu einer Privilegienordnung der beati 
possidentes zu verkrusten. Peaceful change — hier vermag 
er einen institutionellen Ansatz zu finden. Dabei scheint dem 
Verf. wichtig, eine solche legitimierende Wirkung des peaceful 
change eng und ausschließlich auf den Bereich friedlicher 
Maßnahmen zu beschränken. Deshalb ist ein grundlegender 
Unterschied zwischen der Zulassung der Befreiungsbewegun­
gen als Beobachter und denjenigen Strategien zu sehen, wie 
sie mit Guinea (Bissau) gegenwärtig erprobt werden. Über den 
Beobachter werden — verbal — tatsächlich vorhandene poli­
tische Strömungen und Tendenzen in die Weltorganisation 
hineingeschleust. Indem solches geschieht, vermag sich auch 
Portugal selbst des Ernstes der Lage bewußt zu werden. Der 
friedliche Einsatz diplomatischen Drucks wird möglicherweise 
einen künftigen Kolonialkrieg größeren Ausmaßes unter Be­
teiligung dritter Staaten abwenden127. Anders sehe ich den 
Versuch, einer Aufstandsbewegung das rechtliche Kleid des 
souveränen Staates umzuwerfen. Das Ziel einer solchen Um-
etikettierung ist erklärtermaßen die Rechtfertigung von Ge­
waltanwendung gegen den Kolonialherrn als Gebietssouverän. 
Selbst die politische Denkfigur des peaceful change ist mit 
dem Ansinnen überfordert, solches noch gutzuheißen. 
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Die Bemühungen der Vereinten Nationen30 

Die Sorge der UN-Gründungsmitglieder um die damaligen 
Kolonien schlug sich in Kapitel X I der Charta nieder. Darin 
werden die Verwaltungsmächte der noch abhängigen Gebiete 
aufgefordert, regelmäßig dem Generalsekretär der Vereinten 
Nationen Berichte über das Wirtschafts-, Sozial- und Erzie­
hungswesen in den Kolonien zu übermitteln. Die erste Gene­
ralversammlung im Jahre 1946 ersuchte daraufhin alle Mit­
gliedstaaten, die Territorien zu benennen, über die sie Be­
richte abzugeben beabsichtigten. Acht Kolonialmächte melde­
ten 74 Gebiete an. Portugal war nicht darunter, da es zu jener 
Zeit noch nicht Mitglied der Vereinten Nationen war. 
Innerhalb der Vereinten Nationen war aber umstritten, ob 
die Generalversammlung das Recht haben sollte, die abhän­
gigen Gebiete selbst zu definieren und zu benennen. Daher 
wurde die Generalversammlung nicht öffentlich tätig, als 

Portugal 1955 UN-Mitglied wurde und im darauffolgenden 
Jahr auf eine entsprechende Frage dem Generalsekretär mit­
teilte, daß es keine abhängigen Gebiete verwalte. 
Diese Antwort konnte erfolgen, weil Portugal im Jahre 1951 
durch eine Verfassungsrevision seine Kolonien zu Übersee­
provinzen und damit zu integralen Bestandteilen des Mutter­
landes erklärt hatte. Es wurde von portugiesischer Seite noch 
besonders hervorgehoben, daß im portugiesischen Einheits­
staat rassische Diskriminierung unbekannt sei und jeder 
Landesteil de jure und de facto gleichen Status besitze. Wenn 
auch der Zugang zu den Bürgerrechten in den Überseegebie­
ten an bestimmte Qualifikationen gebunden sei, so seien aber 
diese Anforderungen für alle Bewohner gleich. 
Diese Mitteilung Portugals provozierte eine vierjährige Dis­
kussion im Vierten Hauptausschuß der Generalversammlung 
über die Frage, ob die portugiesischen Überseeprovinzen als 
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